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Wir unterstützen Hubertus Heil, weil er sich für un sere 
Region eingesetzt hat und weil er für das Konzept e i-
ner nachhaltigen Politik in Deutschland und für die  
Menschen steht.  
 
Gute Arbeit sichern. Die Arbeit von morgen schaffen . 
 
Gute Arbeit zu sichern, ist für ihn das wichtigste Thema. 
In den vergangenen Jahren wurden bei uns neue Arbeits- und Ausbildungsplätze 
geschaffen. Hubertus hat sich besonders für das VW-Gesetz engagiert, damit die 
Standorte bei uns gesichert bleiben. Er setzt sich weiterhin für Kündigungsschutz 
und Arbeitnehmerrechte ein. Wir brauchen Arbeit zu fairen Löhnen, damit Men-
schen von ihrer Arbeit auch leben können. Dazu gehört der Mindestlohn. Unsere 
Unternehmen brauchen fairen Wettbewerb. Der Mittelstand muss auch künftig für 
neue Investitionen die notwendigen Kredite bekommen. Chancen für neue Arbeits-
plätze in unserer Region entstehen durch Innovationen in unserer Industrie – etwa 
in der Energietechnik, bei neuen Werkstoffen und der Elektromobilität - und in den 
sozialen Dienstleitungen – bei Erziehung, Bildung, Gesundheit und Pflege. 

 
Bessere Bildung: Gleiche Chancen schaffen. 
 
Bildung ist ein Menschenrecht. Hubertus tritt für Chancengleichheit ein – unabhän-
gig vom Geldbeutel der Eltern. Konkret brauchen wir in unserer Region bessere 
Kinderbetreuung, mehr Ganztagsschulen und die Möglichkeit, dass die Kinder län-
ger gemeinsam lernen können. Unser Einsatz gilt der besseren und frühen Förde-
rung der Kinder. Deshalb wollen wir den Eltern und den Erzieherinnen und Erzie-
hern den Rücken stärken. Wir dürfen nicht zulassen, dass immer mehr Jugendliche 
unsere Schulen ohne Abschluss verlassen. Unsere Region braucht mehr Ausbil-
dungsplätze. Unsoziale Studiengebühren müssen abgeschafft werden. Bei allen 
diesen Maßnahmen müssen der Bund, das Land und die Kommunen zusammenar-
beiten. Das Notwendige darf nicht an Zuständigkeiten scheitern. 
Gleiche und bessere Bildungschancen sind eine Frage der Gerechtigkeit und der 
wirtschaftlichen Vernunft.  

Generationen verbinden. Für eine starke Gemeinschaf t. 
 
Soziale Sicherheit und gleiche Lebenschancen für alle – dafür brauchen wir einen starken Sozialstaat und eine 
solidarische Gesellschaft. Hubertus will nicht, dass die Menschen in unserer Region gegeneinander gestellt wer-
den. Wir brauchen Perspektiven für die Jüngeren ebenso wie Sicherheit für die Älteren. Frauen und Männer brau-
chen Chancen- und Lohngleichheit. Wir wollen Familien stärken und Kinderarmut zurückdrängen. Es gilt auch die 
zu unterstützen, die sich ehrenamtlich für die Gemeinschaft engagieren – im Sportverein, in der Feuerwehr und der 
Nachbarschaft. Gesundheit darf auch in unserer Region kein Luxusartikel werden. Wir müssen unser solidarisches 
Gesundheitssystem erneuern – nicht das Krankheitsrisiko privatisieren.  
 
Dafür tritt Hubertus ein. Ich bitte Dich bei der Bundestagswahl um Deine Erststimme für unseren Kandidaten – da-
mit Hubertus auch weiterhin die Interessen unserer Region im Bundestag vertreten kann. Unterstütze auch mit Dei-
ner Zweitstimme Frank-Walter Steinmeier und die SPD. 
 
Detlef Tanke 
 
Weitere Informationen: hubertus-heil.de 

��	�
��	�
��	�
��	�
� ���
��	���
�����	���	���
�����	���	���
�����	���	���
�����	�� ���



���� ����� ��	�
������� Seite 2   -   Ausgabe September 2009 

Müntefering: „Das Rennen ist offen – wir kämpfen fü r soziale Gerechtigkeit im Land“ 

Großer Zuspruch bei Auftritt von Parteivorsitzenden  und Generalsekretär in Gifhorn 

Der Parteivorsitzende Franz Müntefering besuchte Gif-

horn auf Einladung seines Generalsekretärs Hubertus 

Heil. Bei herrlichem Sommerwetter kamen mehr als 600 

interessierte Bürgerinnen und Bürger auf den Marktplatz. 

„Eine der größten SPD-Veranstaltungen seit Jahren in 

der Stadt“, fand der UB-Vorsitzende Detlef Tanke loben-

de Worte. 

 

Müntefering betonte in seiner Rede, dass die Bundes-

tagswahlen noch nicht gelaufen seien. Union und FDP stritten sich zwar schon um die Ämter inner-

halb einer neuen Bundesregierung, aber „das Fell des Bären sollte erst verteilt werden, wenn dieser 

auch erlegt ist“, betonte der Parteivorsitzende.  

 

Am 27.09.2009 seien die Menschen in Deutschland zu einer Richtungswahl aufgerufen. Nur eine 

starke SPD garantiere für die nächsten vier Jahre auch soziale Gerechtigkeit im Lande. „Schwarz-

Gelb will die Arbeitnehmerrechte beschränken, die Mitbestimmung schleifen und den Kündigungs-

schutz abschaffen – das sollten die Menschen wissen, bevor sie zur Wahl gehen“, so Müntefering. 

Die Sozialdemokraten stehen in diesen Fragen eng bei den Gewerkschaften. Mit der SPD werde es 

keinen Abbau von Arbeitnehmerrechten geben.  

 

 Hubertus Heil freute sich ebenfalls über den großen Zuspruch der      

Menschen auf dem Marktplatz, „der Mut für den Wahlkampf auf     

der Zielgeraden macht“. Heil sprach in seiner Rede die entschei-

denden Themen des Wahlkampfes an: Arbeit, Bildung und soziale 

Gerechtigkeit. Frank-Walter Steinmeier hat mit dem Deutschland-

Plan ein Konzept zur Diskussion gestellt: Die SPD steht für: 

Wohlstand für alle, auf hohem Niveau, dauerhaft. Eine wirkliche 

soziale Marktwirtschaft mit Regeln für die Finanzmärkte, gute und 

gerecht entlohnte Arbeit, faire Bildungschancen für alle, starke Fa-

milien, eine ökologische Modernisierung des Landes, eine wirkli-

che Gleichstellung von Mann und Frau. Das ist alles möglich und 

dafür lohnt es sich zu kämpfen! 
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„Gewerkschaftsfeind“  Wulff - Die Maske ist gefallen 

Ministerpräsident Wulff geißelt die Mitbestimmung  

In der Plenarsitzung Ende August hat Ministerpräsident Wulff sich demaskiert und end-

lich einmal sein wahres Gesicht gezeigt. Kein Schmusekurs mit den Gewerkschaften, 

kein inhaltlicher Schulterschluss bei den Themen Mitbestimmung, Tarifautonomie und 

Betriebsverfassungsgesetz. Nein! Hier wird die Freistellung des GEW-Vorsitzenden 

Eberhard Brandt zum Vorwand genommen, um einerseits einen Kritiker der Landesre-

gierung kaltzustellen und auf der anderen Seite die Mitbestimmung in Frage zu stellen. 

 

Zur Vorgeschichte: Gegen Eberhard Brandt wurde im Frühjahr ein Disziplinarverfahren von Seiten der Landes-

schulbehörde eingeleitet, weil er angeblich seiner Unterrichtspflicht nicht nachkommen würde. Inzwischen wurde 

das Disziplinarverfahren eingestellt, da sich die Vorwürfe als unhaltbar herausstellten. Der Ruf des GEW-

Vorsitzenden war zu diesem Zeitpunkt durch die Medienberichterstattung allerdings schon erheblich ramponiert. 

 

Die SPD wollte die Umstände, die zur Einleitung des Disziplinarverfahrens geführt haben, im Landtag klären las-

sen. Zwischenzeitlich stellte sich heraus, dass nicht die Landesschulbehörde treibende Kraft für das Verfahren 

gegen Brandt war, sondern vielmehr das niedersächsische Kultusministerium unter Leitung von Ministerin Heis-

ter-Neumann. Hier sollte ein Kritiker der niedersächsischen Schulpolitik mundtot gemacht werden. Die Ministerin 

musste inzwischen schon im Kultusausschuss zu den Vorgängen in ihrem Ministerium Stellung beziehen. Die 

Vorwürfe gegen das Ministerium und ihre eigene Rolle in dem schäbigen Spiel konnte sie dabei nicht entkräften. 

 

Während der darauf folgenden Landtagssitzung ergriff nun der Ministerpräsident Partei für seine Ministerin. Da-

bei verteidigte er nicht nur ihr Vorgehen, sondern setzte gleichzeitig zu einem Rundumschlag an. Gegen die Mit-

bestimmung und die Rechte von Betriebs- und Personalräten. Wulff wirft Brandt „durch die Blume“ vor, dass man 

sich von Seiten eines Gewerkschaftsvertreters nicht kritisieren lasse, wenn dieser nicht einmal seiner Tätigkeit 

als Lehrer nachkomme. Dabei wird von Wulff gezielt verschwiegen, dass Brandt seit einiger Zeit als Personalrat 

für die ihm dadurch obliegenden Aufgaben freigestellt ist. Und nicht nur das. Wulff prügelt auch noch darauf ein 

und stellt Brandt als „Schmarotzer“ dar, der das System ausnutzt, um sich vor einer Lehrtätigkeit zu drücken. 

 

Die Gewerkschaften laufen Sturm gegen die Äußerungen von Wulff. Spätestens mit diesen Aussagen muss allen 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern klar sein, welche Auswirkungen eine schwarz-gelbe Koalition auf Bun-

desebene zur Folge hätte. Schon im Wahlkampf 2005 wurden Mitbestimmung und Kündigungsschutz von den 

Konservativen und der FDP in Frage gestellt. 

 

Aus diesem Grund ist es wichtiger denn je, am 27.09 .2009 die SPD zu wählen! 

Nur eine starke SPD ist ein Garant für die Rechte v on Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmern! 

 

 

 

 

Eberhard Brandt 
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10 Gründe gegen Schwarz-Gelb   

1. Schwarz-Gelb heißt:  Kein solidarischer Lastenausgleich—Steuererleichterungen für Wohlhabende, auf 
dem Schuldenberg bleiben alle sitzen. Die von der Union vorgeschlagenen Steuermaßnahmen führen zu 
Mindereinnahmen von mindestens 20 Mrd. Euro; die FDP plant Mindereinnahmen von 80 Mrd. Euro bei 
der Einkommensteuer. Das gesamt liberale Steuerprogramm summiert sich auf minus 160 Mrd. Das be-
günstigt Spitzenverdiener mit einem Einkommen von 250.000 mit rund 20.000 Euro pro Jahr. Dieser Ein-
nahmeverzicht hätte empfindliche Kürzungen zu Folge: Bei Investitionen, bei öffentlichen Dienstleistun-
gen, bei der sozialen Sicherung. 

2. Schwarz-Gelb heißt: Für Geringverdienende bleibt es bei unanständigen Löhnen  -  Mindestlöhne sind 
dann vom Tisch. Union und FDP lehnen einen gesetzlichen, flächendeckenden Mindestlohn ab. Statt-
dessen schlagen sie vor, niedrige Löhne mit Steuermitteln zu subventionieren. Das würde weitere Milliar-
den für wichtige Investitionen verschlingen.  

3. Schwarz-Gelb heißt:  Vier Millionen Menschen verlieren den Kündigungsschutz und ihre Betriebsräte. 
Die FDP will den Kündigungsschutz für Beschäftigte in Betrieben mit weniger als 20 Beschäftigten ab-
schaffen. Das betrifft 2,5 Mio. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen. 4,3 Millionen Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen ständen ohne Betriebsrat da, denn die FDP will in Betrieben mit weniger als 20 Be-
schäftigten auch die betriebliche Mitbestimmung beseitigen. 

4. Schwarz-Gelb heißt: Die Sozialversicherungen werden ausgehöhlt  -  Privatversicherungen und Teil-
kaskomodelle sind das Ziel. Schwarz-Gelb wird den Leistungskatalog der Krankenversicherungen be-
schneiden. Das bedeutet, dass für einen guten Gesundheitsschutz teure Zusatzversicherungen abge-
schlossen werden müssen. CDU/CSU und FDP fordern Wahl– und Zusatzleistungen und die Weiterent-
wicklung von Bonus-Modellen und Selbstbehalt-Tarifen.   

5. Schwarz-Gelb heißt: Ende der solidarischen Finanzierung der Krankenversicherung. Arbeitnehmer wer-
den Kostensteigerungen im Gesundheitssystem allein schultern müssen. Dann werden die Arbeitnehmer 
und Arbeitnehmerinnen allein zukünftige Kostensteigerungen tragen müssen. Die FDP will eine unsozia-
le Kopfpauschale, bei der alle unabhängig vom Einkommen das gleiche bezahlen. Darüber hinaus will 
sie den Gesundheitsfonds abschaffen und so 12 Milliarden Euro Steuermittel im Gesundheitssystem ein-
sparen. 

6. Schwarz-Gelb heißt: Manager werden auch künftig Millionen kassieren  -  selbst wenn sie ihren Laden 
gegen die Wand fahren. Die Liberalen lehnen Eingriffe bei Managergehältern ab. Die Union zeigt bei den 
Landesbanken der Bundesländer, in denen sie den Ministerpräsidenten stellt, dass sie es nicht ernst 
meint mit der Begrenzung der Managergehälter. Zuletzt genehmigten Ole von Beust und Peter Harry 
Carstensen dem Vorstandsvorsitzenden der HSH Nordbank 2,9 Millionen Euro Extrazahlung. 

7. Schwarz-Gelb heißt: Die Rechnung bekommt der Steuerzahler  -  hohe Managergehälter und Abfindun-
gen bleiben unbegrenzt absetzbar. Den Vorschlag der SPD, Gehälter über einer Million Euro nur noch 
zur Hälfte abzugsfähig zu machen, lehnten Union und FDP ab. 

8. Schwarz-Gelb heißt : Die Atomkraftwerke werden weiterlaufen  -  obwohl niemand weiß, wohin mit dem 
Strahlenmüll. Die Union will deshalb die Erkundung des Standortes Gorleben wieder aufnehmen. Das 
zeigt: sie will sich auf eine unbefristete Laufzeit für AKWs einrichten. 

9. Schwarz-Gelb heißt:  Statt Energiewende gibt es die Rolle rückwärts  -  die Konzerne werden auch in 
Zukunft mit unsicheren Atommeilern und alten Kohlekraftwerken hohe Gewinne einstreichen. Die Verlän-
gerung der Laufzeiten der Kernkraftwerke auf 40 Jahre beschert den Energieerzeugern Extra-Gewinne 
von über 61 Milliarden Euro. 

10. Schwarz-Gelb heißt:  Kein Jobwunder auf den grünen Leitmärkten der Zukunft. Die Strategie von 
Schwarz-Geld heißt: Wettbewerbsfähigkeit im Export durch Niedriglohn und die Beseitigung von Arbeit-
nehmerrechten. Das kostet Deutschland seinen technologischen Vorsprung bspw. bei den Umwelttech-
nologien. 

 

Unser Land kann mehr. 
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Arbeit, Umwelt und Innovation stehen im Zentrum einer nachhaltigen Politik der 
SPD. Arbeitsplätze, Wohlstand und hohe Lebensqualität für alle sind die damit 
verbundenen Ziele sozialdemokratischer Wirtschafts- und Umweltpolitik. 

Wir setzen auf eine Energiepolitik, die neben dem Klimaschutz, den Ausbau zu-
kunftsfähiger Arbeitsplätze, die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und soziale 
Auswirkungen berücksichtigt. Eine ausreichende und sichere Energieversorgung 
zu wirtschaftlich wettbewerbsfähigen Preisen ist für den Wirtschaftsstandort Nie-
dersachsen eine der zentralen Schlüsselfragen in der ersten Hälfte des 21. Jahr-
hunderts. Es müssen alle dringend notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, 
um das derzeit bestehende Potenzial für eine nachhaltige Energiegewinnung, 
zur Energieeinsparung und einen effizienten Energieverbrauch zu nutzen. 

Für die SPD in Niedersachsen gilt es daher, jetzt den Energiestrukturwandel 
massiv voranzutreiben. Dies schließt eine Laufzeitverlängerung der Kernkraft-
werke aus. Das Desaster um die ASSE hat deutlich gezeigt, Atomenergie ist 
nicht beherrschbar und die Entsorgung nuklearer Abfälle stellt eine vollkommen 
offene Frage dar. Der Atomausstieg ist mit uns nicht verhandelbar. Eine ergeb-
nisoffene deutschlandweite Endlagersuche muss sofort beginnen. 

Mit neuen Energien und der Steigerung der Energieeffizienz sowie der Moderni-
sierung des Kraftwerkparks wird für Niedersachsen die Abhängigkeit von fossi-
len Brennstoffen wie Öl/Kohle und Gas minimiert und auf eine umweltgerechte 
Energieproduktion gesetzt. Alte, ineffiziente Kohle- und Gaskraftwerke müssen 
durch hochmoderne, neue Kraftwerke ersetzt und eine dezentrale, flexiblere E-
nergieversorgung sichergestellt werden. Langfristiges Ziel ist es, bis zum Jahre 
2020 mindestens 30% aus erneuerbaren Energien zu gewinnen. Hierzu sind zu-
sätzliche Mittel für Forschung, Entwicklung und Technologietransfer im Bereich 
der Energie zu investieren. Niedersachsen muss sich zum Energieforschungs-
standort Nr. 1 entwickeln. Forschung und Entwicklung sind für Energie- und Um-
welttechnologien unabdingbar. Die SPD setzt sich für eine Forschungsoffensive 
„Neue Energien“ ein, in die alle erneuerbaren Energien, Speichertechniken und 
Netztechnologien einbezogen werden müssen. 

Die Möglichkeiten für eine verbesserte Wertschöpfung und einen erheblichen 
Beschäftigungszuwachs durch den Umbau der Energiewirtschaft müssen ge-
nutzt werden. Hierdurch erreichen wir Preisstabilität, Versorgungssicherheit, Um-
weltverträglichkeit und eine neue Beschäftigungsdynamik. Der Energiestruktur-
wandel ist Sozialpolitik und Wirtschaftspolitik zugleich. Die Steigerung der Ener-
gie- und Rohstoffeffizienz, bedeutet für uns ökologische Industriepolitik, vorbildli-
che öffentliche Einrichtungen und die Förderung privater Energieeinsparung. Die 
Akzeptanz der Bevölkerung für diese energiepolitischen  Strukturmaßnahmen 
muss aktiv hergestellt werden. 

 

Klaus Schneck MdL 

Energie für Niedersachsen – bezahlbar, sicher und nachhaltig  
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Lehrermangel in der Zukunft        Karen Wachendorf  
Unterrichtsausfall im neuen Schuljahr ist vorprogrammiert  
  
Die Landesregierung hat sich von dem Ziel verabschiedet, 100 Prozent Unterrichtsversorgung zu 
erreichen. An Förderschulen, Haupt- und Realschulen sowie Gesamtschulen gibt sich die Regierung 
mit 98 Prozent als „Zielwert“ zufrieden. An den Gymnasien können 99,5 Prozent nur erreicht werden, 
weil mehr Gymnasiasten als je zuvor diese Schulform verließen, um das Abitur an einem Fachgym-
nasium oder einer Gesamtschule nach 13 Jahren abzulegen und nicht schon nach 12 Jahren. Die 
Unterrichtsversorgung an den Berufsbildenden Schulen liegt bei skandalösen 80 Prozent. 
 
Bei der beschriebenen Lehrversorgung bleiben keine Stunden für Vertretung im Krankheitsfall übrig. 
Es ist auch nicht möglich Klassenteilungen bei mehr als 31 Schülerinnen und Schülern vorzuneh-
men. 
 
Der Schuljahresanfang war an vielen Schulen schwierig, weil sich sehr viele Lehrkräfte zum Zeit-
punkt ihrer Einstellung noch im Referendariat befunden haben und sie die Arbeit an den Schulen erst 
nach dem zweiten Staatsexamen zum 1. November aufnehmen können. Über alle Schulformen hin-
weg trifft das auf ein Drittel der neu eingestellten Lehrkräfte zu. Die Schulen müssen mit Hilfe gerin-
ger finanzieller Unterstützung versuchen, diese Stunden aufzufangen. Wie das bei Mangelfächer wie 
z. B. Mathematik funktionieren soll, erklärt das Kultusministerium nicht. 
 
Die Besetzung der offenen Lehrerstellen wird schwieriger, weil es weniger Bewerber gibt. In diesem 
Jahr konnte das Fehl an Bewerberinnen und Bewerber aus Niedersachsen durch Bewerber aus an-
deren Bundesländern ausgeglichen werden. Diese Chance wird es in Zukunft so vermutlich nicht 
mehr geben, weil in den nächsten Jahren die Pensionierungswelle in allen Bundesländern spürbar 
wird. Die Kultusministerin ignoriert diese Entwicklung und versucht, sie auf Mangelfächer zu reduzie-
ren. Auf die Nachfrage der Presse, 2011 beginne doch an den Gymnasien die Rückgabe der Arbeits-
zeitkonten, ging die Ministerin nicht ein und verwies auf die rückgängigen Schülerzahlen. Dies kann, 
wenn der Trend der Schulauswahl durch die Eltern sich weiterhin so entwickelt wie bisher, kein Argu-
ment sein. 
 
Niedersachsen braucht dringend eine Intensivierung der Lehrerausbildung, damit die Schüler in den 
kommenden Jahren nicht ohne ausgebildete Lehrkräfte dastehen. 
 
Karen Wachendorf 
Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft für Bildung 

 

 

 Fernseh-Duell gewinnt Frank-Walter Steinmeier 

 
Nur einmal wollte sich Angela Merkel einem  

direkten Schlagabtausch mit  
Frank-Walter Steinmeier stellen.  

Das TV-Duell deckte auf, warum. Der SPD-
Kanzlerkandidat hat inhaltlich überzeugt, ist  

glaubwürdiger und hat ehrgeizige Ziele  
für das Land.  

Die Alternativen sind klar.  
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Testballon Schulverkauf geplatzt!  
Ziemlich laut ist der Testballon der CDU im Landkreis Gifhorn geplatzt, kreiseigene 
Schulen zu verkaufen, um deren Renovierung zunächst kostenneutral umsetzen zu kön-
nen. Nach einem Modell der Stadt Wolfsburg sollten die Schulen an eine Gesellschaft 
verkauft, renoviert, vom Kreis gemietet und nach einem Zeitraum von 25 Jahren zurück-
gekauft werden. Angedacht war eine Gesellschaft, an der der Landkreis Gifhorn mit 
60% und die Stadtwerke Wolfsburg mit 40% beteiligt sein sollten. Dieses Modell wurde 
uns in der SPD-Kreistagsfraktion durch den Geschäftsführer der Stadtwerke Wolfsburg 
Prof. Dr. Markus Karp vorgestellt, was jedoch wenig überzeugte und auch inhaltlich sehr 
viele Fragen offen ließ. 
 
Durch einen Verkauf der Schulen die jetzt und in den kommenden Jahren erforderlichen 
Investitionen mit einem „verdeckten Kredit“ dieser Art zu finanzieren, würde bedeuten, 
die folgenden Generationen noch viel stärker zu belasten. Es ist eine zu einfache Lö-
sung, sich heute keine Gedanken darüber zu machen, woher das Geld kommen soll, um 
die Schulen in 25 Jahren zurückzukaufen, auch wenn alle, die heute solche Entschei-
dungen treffen, sich dann mit Sicherheit im politische Ruhestand befinden.  
 
Zu viele Nachteile sind bereits jetzt ganz offensichtlich, und die angeblich vorhandenen 
finanziellen Vorteile sind nicht realistisch darzulegen. Das verdeutlicht auch der öffent-
lich geäußerte Vorschlag der CDU, dieses Vorgehen zunächst mit einer oder zwei Schu-
len zu testen und den Verkaufserlös in die anderen Schulen zu investieren. Ich hoffe 
sehr, dass die Gründe, aus denen Herr Kuhlmann ausgerechnet das Kirchengymnasium 
in Meine und die IGS als erste Projekte favorisiert, nicht darin liegen, dass er glaubt, 
sich über einen Rückkauf dieser beiden Objekte keine Sorgen machen zu müssen. 
Gerade vor dem Hintergrund der Entwicklungen zur Einrichtung einer Gesamtschule im 
Kreis zeigt sich deutlich, wie wichtig es ist, bei anstehenden Veränderungen die volle 
Entscheidungsfreiheit über die Schulen des Landkreises zu haben.  
Erstes Ziel muss es bleiben, die anstehenden Aufgaben aus eigener Kraft zu bewälti-
gen. Das gilt ganz besonders für die Qualität unserer Schulen.  
 
Die öffentliche Antwort der SPD- Kreistagsfraktion erfolgte genau in der richtigen Laut-
stärke, um den Verkauf unserer Schulen an Wolfsburg zu verhindern. Die Reaktion der 
Öffentlichkeit war entsprechend. Heute wird krampfhaft versucht, alles als ein großes 
Missverständnis und eine Verdrehung der Tatsachen hinzustellen. Sicher wird jeder 
Herrn Kuhlmann verstehen: Bei „einer vom Landkreis mehrheitlich beherrschte Schul-
sanierungs- GmbH“ wird nicht gleich die ganze Schule verkauft. Tatsache ist, dass die 
CDU hier öffentlich zurückrudern musste.  
 
Die finanzielle Lage des Landkreises macht es natürlich erforderlich, auch alternative 
Lösungen zu prüfen, um die zahlreich erforderlichen Sanierungs- und Umbauarbeiten 
ebenso wie eine kontinuierliche Instandhaltung gewährleisten zu können. Die SPD- 
Fraktion steht nach wie vor voll hinter dem Schulsanierungsprogramm, und wir sind da-
von überzeugt, dass dieses auch umzusetzen ist. Die Kreisverwaltung ist bereits damit 
befasst, verschiedene Lösungswege zu untersuchen und wird dem Kreistag Vorschläge 
unterbreiten können, die wirklich im Sinne der Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Gif-
horn sind. 
 
Ines Kielhorn 
SPD- Fraktion im Gifhorner Kreistag 
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Fritzchen schreibt einen Brief an den 
lieben Gott: "Bitte, bitte schick mir  
hundert Euro!" 
Der Post fällt nichts Besseres ein, als 
den Brief an Merkel zu schicken. Die 
schickt ihm einen Brief zurück mit fünf 
Euro drin. Schreibt Fritzchen zurück: 
"Danke, aber warum hast Du ihn über 
Merkel geschickt? Die hat doch glatt 95 
Prozent Steuern einbehalten!"  

Guido Westerwelle hat gehört, dass  
Taxifahrer am besten Volkes Stimme 
wiedergeben. Um seine Beliebtheit zu 
testen, steigt er in ein Taxi. Da dreht 
sich der Fahrer um und sagt: 
"Phänomenal, diese Ähnlichkeit mit  
Guido Westerwelle - aber ist das nicht 
sehr unangenehm für Sie?"  


